
 

 

Statement 
 
15. September 2016 
Seite 1 von 3 

 

Hausanschrift 

Wilhelmstraße 54 

10117 Berlin  

 

TEL +49 (0)30 18 529 – 3170 

FAX +49 (0)30 18 529 – 3179 

 

pressestelle@bmel.bund.de 

www.bmel.de 
 
 

Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt äußerte sich heute zu den Er-

gebnissen des Milchstrukturgespräches vor Journalisten in Berlin:   

 

„Bevor ich zu dem Ergebnis des heutigen Gespräches komme, möchte ich vorab einige 

Vorbemerkungen zur Einordnungen machen:  

 

Wir als Bundesregierung unterstützten die deutsche Landwirtschaft in dieser schwieri-

gen Phase. Die Bäuerinnen und Bauern können sich auf unsere Hilfe verlassen. 

 

Unser Ziel sind vitale ländliche Räume, dafür ist die Landwirtschaft ein wichtiger 

Schlüssel. Deshalb ist es unser gemeinsames Interesse, die Existenz unserer bäuerli-

chen Familien zu sichern. Ich habe es bereits mehrfach gesagt: Ein Strukturbruch kä-

me unsere Gesellschaft teuer zu stehen. 

 

Dazu haben wir in den vergangenen Wochen und Monaten eine ganze Reihe von Exis-

tenzsicherungsmaßnahmen auf den Weg gebracht: 

 

 Anfang des Jahres hatten wir ein erstes EU-Liquiditätshilfepaket mit fast 70 Mi-

o. Euro für deutsche Landwirte. 

 

 Wir haben die Land- und Forstwirtschaft um zusätzliche 78 Mio. Euro bei der 

Landwirtschaftlichen Unfallversicherung im Jahr 2016 entlastet und werden dies 

auch 2017 tun. 

 

 Im Moment arbeiten wir mit Hochdruck an der Umsetzung des zweiten EU-

Hilfspaketes. Ein erstes 150 Mio.-Programm zur Mengenreduzierung ist in die-

ser Woche angelaufen. In der zweiten Maßnahme wird Deutschland die EU-
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Gelder mit Mitteln des Bundes verdoppeln und somit 116 Mio. Euro zur Verfü-

gung stellen.  

 

Wir haben allein jetzt schon Unterstützung in Höhe von mehr als 340 Mio. Euro geleis-

tet oder werden sie noch leisten. Durch die steuerliche Entlastung und Gewinnglättung 

sowie ein Bürgschaftsprogramm werden wir zusätzliche Unterstützung bereitstellen.  

 

Mit über 340 Mio. Euro Unterstützung leisten wir einen starken Beitrag zur Existenzsi-

cherung der deutschen Landwirtschaft. Aber: Mit finanziellen Hilfen allein werden wir 

die Krise dauerhaft nicht überwinden können. Wir müssen den Ursachen der Milch-

marktkrise entgegenwirken. Und hier sehe ich zuerst die Milchbranche selbst in der 

Verantwortung.   

 

 Wir brauchen zukunftsfähige und anpassungsfähige Marktstrukturen.   

 Wir brauchen eine bessere Abstimmung zwischen den Absatzmöglichkeiten 

von Milchprodukten und dem Rohmilchangebot. 

 Und wir müssen bei den Marktrisiken zwischen Erzeugern, Molkereien, Le-

bensmitteleinzelhandel und Verbrauchern eine bessere Balance finden.  

 

Die notwendigen Strukturanpassungen kann aber nicht nur der Staat regeln. Hier sind 

die Marktbeteiligten in der Verantwortung.  

 

Ich habe deswegen heute die Milchbranche eingeladen, um mir berichten zu lassen, 

welche Fortschritte die Branche in den letzten Wochen gemacht hat.  

 

Ich hatte im Mai den Startschuss für einen Branchendialog gegeben. Erfreut kann ich 

feststellen, dass sich die Branche trotz mancher Vorbehalte und Diskussionen auf den 

Weg gemacht hat.   

 

Positiv möchte ich bemerken, dass große Teile der Milchbranche in der Frage eines 

Branchendialoges ein konkretes Stück vorangekommen sind.  

 

Die Bereitschaft ist da, gemeinsame Wege bei der Vermarktung im In- und Ausland, 

bei Markenbildung und Kommunikation sowie auch bei Strukturfragen zu gehen. Das 

begrüße ich ausdrücklich.  



 

 

Beim Aufbau dieses Branchendialoges werden wir die Beteiligten mit Rat und Tat un-

terstützen. Ich werde auch über die rechtlichen Rahmenbedingungen mit der Branche 

sprechen – sodass wir insbesondere auch die kartellrechtlichen Auswirkungen im Auge 

haben. 

 

Was ich nicht will, dass wir ein staatliche Regulatorium über Menge und Preise haben, 

sondern dass sich dieses aus dem Markt und von den Marktteilnehmern heraus entwi-

ckelt. Der Staat wird weder Menge noch Preise diktieren können oder wollen.  

 

Wenn unternehmerische Freiheit eingefordert wird, dann muss aber auch die faire Ri-

sikoverteilung in der gesamten Branche stattfinden. Ausdrücklich müssen dabei die 

Bauern von der gegenwärtigen Situation entlastet werden, dass sie das Marktrisiko de 

facto in großen Teilen alleine tragen. Das hält die Landwirtschaft nicht aus.  

 

Wir werden noch im November zur nächsten Sitzung zusammentreffen. Bis dahin sind 

Hausaufgaben zu erledigen, die die Branche zugesagt hat, anzugehen.  Ich bin sehr 

froh, dass dieser erste wichtige Schritt gelungen ist. Und dass ich davon ausgehen 

kann, dass die Branche ihrer Verantwortung für alle in der Wertschöpfungskette auch 

gerecht wird.  


